
Im Folgenden finden Sie eine Zusammen-
stellung von aktuellen, interessanten oder 
kuriosen Entscheidungen von allgemeinem 
Interesse.

   MANDANTENINFORMATION                    Juni 2019

-------------------------------------------------

M i e t r e c h t
Einbau von Rauchwarnmeldern
Ist eine Mietwohnung bereits mit normge-
rechten Rauchwarnmeldern ausgestattet, 
die jährlich durch eine Fachfirma gewartet 
werden, so besteht keine Pflicht zur Dul-
dung des Einbaus vermieterseitiger Geräte. 
Einen Duldungsanspruch hat der Vermieter 
dann nicht. Dies entschied das Amtsgericht 
Berlin-Charlottenburg.

In dem zugrunde liegenden Fall sollten die 
Mieter einer Wohnung in Berlin den Einbau 
von Rauchwarnmeldern dulden. Die Mieter 
lehnten dies aber ab. Sie führten an, dass 
ihre Wohnung bereits seit dem Jahr 2012 
über Rauchwarnmelder verfüge, die jähr-
lich von einer Fachfirma gewartet werden. 
Die Rauchwarnmelder hatten zudem einen 
höheren Sicherheitsstandard als die von der 
Vermieterin geplanten Geräte, da sie direkt 
mit einem Sicherheitsunternehmen verbun-
den waren, welches im Bedarfsfall die Mög-
lichkeit einer Innenraumkontrolle hat. Die 
Vermieterin hielt dies für unbeachtlich und 
erhob Klage auf Duldung.
Das Amtsgericht Berlin-Charlottenburg 
entschied gegen die Vermieterin. Ihr stehe 
kein Anspruch auf Duldung des Einbaus der 
Rauchwarnmelder zu, da die Wohnung be-
reits über normgerechte Geräte verfüge. In 
diesem Fall bestehe nach § 48 der Bauord-
nung Berlin keine Pflicht der Vermieterin, 
Rauchwarnmelder einzubauen. Daher best-
ehe auch keine Duldungspflicht der Mieter.
Darüber hinaus würde der Einbau der ver-
mieterseitigen Geräte nach Ansicht des 
Amtsgerichts eine unzumutbare Härte 

für die Mieter darstellen. Denn entweder 
müssten sie bei zusätzlicher Beibehaltung 
ihrer eigenen Rauchwarnmelder zweifach 
Wartungskosten tragen oder sie hätten bei 
Entfernung der eigenen Geräte hohe, erst 
kurz zurückliegende Investitionen vergeb-
lich getätigt und müssten einen geringeren 
Sicherheitsstandard in Kauf nehmen.
Landgericht Berlin,
Urteil vom 31.01.2019 – 210 C 272/18 –

S o z i a l r e c h t
Kosten für Schulbücher 
Das Bundessozialgericht hat entschieden, 
dass die Kosten für Schulbücher vom Job- 
center als Härtefall-Mehrbedarf zu über-
nehmen sind, wenn Schüler mangels Lern-
mittelfreiheit ihre Schulbücher selbst kaufen 
müssen.
Die Kosten für Schulbücher seien zwar dem 
Grunde nach vom Regelbedarf erfasst, nicht 
aber in der richtigen Höhe, wenn keine Lern-
mittelfreiheit bestehe. Denn der Ermittlung 
des Regelbedarfs liege eine bundesweite 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe zu-
grunde. Deren Ergebnis für Schulbücher sei 
folglich nicht auf Schüler übertragbar, für die 
anders als in den meisten Bundesländern kei-
ne Lernmittelfreiheit in der Oberstufe gelte.
Daher seien Schulbücher für Schüler, die 
sie mangels Lernmittelfreiheit selbst kau-
fen müssen, durch das Jobcenter als Här-
tefall-Mehrbedarf nach § 21 Absatz 6 SGB 
II zu übernehmen. Dieser Mehrbedarf sei  
aufgrund der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Grundrecht auf 
Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums aus Artikel 1 Absatz 1 
Grundgesetz in Verbindung mit dem Sozial-
staatsprinzip des Artikel 20 Absatz 1 Grund-
gesetz eingeführt worden.
Der Härtefall-Mehrbedarf solle Sondersitu-
ationen, in denen ein höherer, überdurch-
schnittlicher Bedarf auftritt, und sich der 
Regelbedarf als unzureichend erweist, Rech-
nung tragen und sei verfassungskonform 
auszulegen, so das Bundessozialgericht.
Aus der Kultushoheit der Länder folge nichts 
anderes. Mögliche Konflikte zwischen Bund 
und Ländern hinsichtlich der Finanzierung 
der Schulbildung dürften nach den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben nicht auf dem 
Rücken der Schüler ausgetragen werden. Ein 
Darlehen nach § 24 Absatz 1 SGB II scheide 
aus, weil dieses einen vom Regelbedarf zu-

treffend erfassten Bedarf voraussetze, was 
bei fehlender Lernmittelfreiheit gerade nicht 
der Fall sei, so das Bundessozialgericht.
Bundessozialgericht,
Urteil vom 08.05.2019 – B 14 AS 6/18 R und 
B 14 AS 13/18 R –

F a m i l i e n r e c h t
Angemessener Sommerferienumgang
Der Sommerferienumgang mit einem zwei-
jährigen Kind ist regelmäßig auf zwei Wochen 
zu begrenzen. Eine längere Trennung des 
Kindes von der Hauptbetreuungsperson in 
diesem Alter ist bei Spannungen in der Eltern-
beziehung unzulässig. Dies hat das Saarlän-
dische Oberlandesgericht entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall musste das 
Amtsgericht St. Wendel im Oktober 2017 in 
einem Sorgerechts- und Umgangsverfah-
ren zweier in Trennung lebender Eltern einer 
zweijährigen Tochter unter anderem über den 
Ferienumgang entscheiden. Das Kind lebte 
hauptsächlich bei der Mutter. Das Gericht 
sprach dem Vater für die Sommerferien einen 
Umgang von zwei Wochen mit dem Kind zu. 
Damit war die Kindesmutter aber nicht einver-
standen und legte daher Beschwerde ein.
Das Saarländische Oberlandesgericht bestä-
tigte die Entscheidung des Amtsgerichts. Im 
Rahmen des Umgangsrechts nach § 1684 Abs. 
1 BGB sei grundsätzlich auch die Einräumung 
von Ferienumgang angezeigt. Dadurch kön-
nen in besonderem Maße das Zusammensein 
von Kind und umgangsberechtigten Elternteil 
normalisiert und die gefühlsmäßigen Bin-
dungen des Kindes zum Umgangsberech-
tigten aufrechterhalten und gefestigt werden. 
Ferienumgänge können jedenfalls mittelfri-
stig auch zur Entspannung der Situation und 
damit zur Entlastung des Kindes beitragen, 
weil das Kind den Umgangsberechtigten über 
einen längeren Zeitraum hinweg unter All-
tagsbedingungen erleben könne.
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Der Sommerferienumgang sei nach Auffas-
sung des Oberlandesgerichts auf zwei Wo-
chen zu begrenzen, da eine längere Trennung 
des zweijährigen Kindes von seiner Haupt-
betreuungsperson unter Bindungsaspekten 
zu lang erscheine, wenn die Elternbeziehung 
nicht spannungsfrei sei.
Saarländisches Oberlandesgericht,
Beschluss vom 05.03.2018 – 6 UF 116/17 –

V e r t r a g s r e c h t
Arglistige Täuschung 
Wirbt eine Webseite mit der „kostenlosen 
Selbstauskunft“, so muss damit auch die 
kostenlose Selbstauskunft gemeint sein. 
Enthält das Angebot dagegen versteckte 
Kosten, so kann der Verbraucher wegen arg-
listiger Täuschung den Vertrag anfechten. 
Dies entschied das Amtsgericht Landstuhl.
In dem zugrunde liegenden Fall beauftrag-
te eine Verbraucherin auf einer Internetseite 
eine Selbstauskunft bei der SCHUFA. Sie ging 
dabei davon aus, dass die Leistung kosten-
frei sei. Denn in der bei Google geschalteten 
Anzeige hieß es: „kostenlose Selbstauskunft“. 
Tatsächlich war die Leistung aber kosten-
pflichtig. Darauf wurde zwar auf der Inter-
netseite hingewiesen – dies war aber nicht 
deutlich hervorgehoben. Die Verbraucherin 
erklärte daher die Anfechtung wegen arg- 
listiger Täuschung. Dies akzeptierte die Be-
treiberin der Internetseite nicht und erhob 
Klage auf Zahlung von 14,95 Euro.
Das Amtsgericht Landstuhl entschied ge-
gen die Klägerin. Ihr stehe kein Anspruch 
auf Zahlung zu. Denn die Beklagte habe 
den Vertrag wirksam wegen arglistiger Täu-
schung anfechten können. Heiße es „kosten- 
los“, müsse damit auch eine insgesamt 
kostenlose Selbstauskunft gemeint sein. Die 
Kostenpflicht der Leistung sei auf der Web-
seite der Beklagten schlecht wahrnehmbar 
und damit für den Kunden überraschend.
Amtsgericht Landstuhl,
Urteil vom 12.12.2018 – 2 C 427/18 –

A r z t h a f t u n g s  r e c h t
Unerkannte Darmkrebserkrankung 
Das Oberlandesgericht Braunschweig hat 
in einem Arzthaftpflichtprozess den Erben 
einer Patientin ein Schmerzensgeld von 
70.000 Euro sowie Schadensersatz wegen 
einer nicht erkannten Darmkrebserkrankung 
zugesprochen und damit ein Urteil des Land-
gerichts Braunschweig betätigt.
Die Kläger des zugrunde liegenden Falls wa-
ren die Erben der verstorbenen Patientin, die 
noch zu Lebzeiten gegen ihren behandeln-
den Internisten Klage erhoben hatte, weil 
dieser ihre Darmkrebserkrankung nicht er-
kannt hatte. Der Arzt hatte bei der Patientin 
trotz ihrer zum Teil heftigen Blutungen aus 
dem Anus lediglich Hämorrhoiden und eine 
Analfissur diagnostiziert, ohne eine Darm-
spiegelung gemacht zu haben. Erst als sich 
die Patientin neun Monate später wegen 
eines anderen Leidens im Krankenhaus be-
fand, wurde der Darmkrebs entdeckt. Er hat-
te zu diesem Zeitpunkt bereits Metastasen in 
der Leber entwickelt.
Dem Arzt sei nach den Ausführungen des 
Oberlandesgerichts Braunschweig ein gro-
ber Behandlungsfehler vorzuwerfen, weil 
er die erforderliche Darmspiegelung nicht 

durchgeführt hatte. Da dieser Fehler in 
gravierender Weise gegen die Regeln der 
ärztlichen Kunst verstoßen habe, greife zu-
gunsten der Patientin eine sogenannte Be-
weislastumkehr: Nicht die Patientin habe 
beweisen müssen, dass ein kausaler Zusam-
menhang zwischen dem Behandlungsfeh-
ler und ihren gesundheitlichen Folgen be-
standen habe. Vielmehr habe der Arzt den 
Beweis führen müssen, dass die um neun 
Monate verspätete Diagnose nicht für den 
weiteren Krankheitsverlauf der Erblasserin 
ursächlich geworden sei. Dies sei dem Arzt 
nicht gelungen, so das Oberlandesgericht.

Der Schmerzensgeldanspruch sei auch nicht 
durch ein Mitverschulden der Patientin ge-
mindert. Auch wenn sie weiterhin aus dem 
Anus geblutet habe, habe sie deswegen 
nicht unbedingt nochmals zum Arzt gehen 
müssen. Zugunsten der Patientin sei zu be-
rücksichtigen, dass sie zuvor bei dem Inter-
nisten wegen ihrer rektalen Blutungen ab-
schließend behandelt worden sei und hierfür 
auch eine Diagnose erhalten habe, die gera-
de nicht auf Krebs lautete. Hierauf habe die 
Patientin eine Zeit lang vertrauen dürfen.
Oberlandesgericht Braunschweig,
Urteil vom 28.02.2019 – 9 U 129/15 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
HWS-Distorsion nach Verkehrsunfall
Besteht lediglich die Möglichkeit, dass ein 
Unfallopfer aufgrund eines Verkehrsunfalls 
eine psychisch bedingte HWS-Distorsion 
bekommen hat, besteht kein Anspruch auf 
Schadensersatz. Das Unfallopfer muss die 
Kausalität zwischen Unfall und psychischer 
Belastung nachweisen können. Dies geht aus 
einer Entscheidung des Oberlandesgerichts 
Brandenburg hervor.
In dem zugrunde liegenden Fall klagte ein 
Medizinproduktberater nach einem Ver-
kehrsunfall im August 2010 gegen den Un-
fallverursacher und dessen Haftpflichtver-
sicherung auf Zahlung von Schadensersatz. 
Der Kläger behauptete, er habe wegen des 
Unfalls eine HWS-Distorsion erlitten, die zu 
einer Einschränkung seiner Erwerbsfähigkeit 
geführt habe. Ihm sei dadurch ein mit sei-
nem Arbeitgeber vereinbarter Bonus in Höhe 
von fast 33.200 Euro entgangen.
Das Landgericht Cottbus wies die Scha-
densersatzklage ab. Dem Kläger sei es ei-
ner Auffassung nach nicht gelungen, die 
behauptete Verletzung und deren unfallbe-
dingte Herbeiführung nachzuweisen. Zwar 
habe ein Sachverständiger dargestellt, dass 
die behauptete HWS-Distorsion durch eine 
unfallbedingte psychische Belastung aus-
gelöst worden sein könne. Letztlich habe er 
dies aber als bloße Möglichkeit erachtet. Dies 
genüge für einen Beweis nicht. Gegen diese 
Entscheidung legte der Kläger Berufung ein.

Das Oberlandesgericht Brandenburg bestä-
tigte die Entscheidung der Vorinstanz und 
wies daher die Berufung des Klägers zurück. 
Ihm stehe kein Anspruch auf Schadensersatz 
zu, da nach der Beweisaufnahme das vom 
Kläger geschilderte Beschwerdebild biome-
chanisch nicht kausal auf den Verkehrsunfall 
zurückgeführt werden könne. Zwar könne 
auch ein Kausalzusammenhang zum Unfall-
geschehen bestehen, wenn aufgrund des 
Unfalls eine psychische Belastung mit Krank-
heitswert entstehe, die eine HWS-Distorsion 
verursache. Dies habe der Kläger aber nicht 
nachweisen können.
Oberlandesgericht Brandenburg,
Urteil vom 17.05.2018 – 12 U 169/16 –

S t e u e r r e c h t
Außergewöhnliche Belastungen durch 
erhöhte Lebensmittelkosten
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, 
dass durch eine „Ess-Brech-Sucht“ (Bulimie) 
verursachte erhöhte Lebensmittelkosten 
nicht als außergewöhnliche Belastungen 
abzugsfähig sind.
Im vorliegenden Fall machten die Kläger 
für das Streitjahr 2015 krankheitsbedingte 
Mehraufwendungen für Lebensmittel in 
Höhe von insgesamt 4.160 Euro (pauschal 
80 Euro pro Woche) als außergewöhnliche 
Belastungen geltend. Zur Begründung 
führten sie an, dass die Klägerin mindestens 
20 Heißhungerattacken pro Woche erlei-
de, bei denen sie jeweils Lebensmittel im 
geschätzten Wert von mindestens 10 Euro 
verschlinge und wieder erbreche. Es hande-
le sich hierbei um Krankheitskosten, weil die 
Befriedigung der Sucht gleichzeitig zu einer 
Linderung der Symptome führe. Das Finanz-
amt erkannte die Aufwendungen nicht an, 
weil sie nicht der Heilung der Erkrankung 
dienten.
Das Finanzgericht Münster wies die hierge-
gen gerichtete Klage ab. Bei den erhöhten 
Lebensmittelkosten handele sich nicht um 
außergewöhnliche Belastungen, sondern 
um nichtabzugsfähige Kosten der privaten 
Lebensführung. Verpflegungskosten seien 
unabhängig von ihrer Höhe der Lebens-
führung zuzuordnen, da Lebensmittel kei-
ne Arzneimittel und damit keine typischen 
Krankheitskosten darstellten.
Die Krankheitskosten dienten weder der Lin-
derung noch der Heilung der Erkrankung, 
sondern seien vielmehr deren Ausdruck. Da 
sogar ärztlich verordnete Diätverpflegung 
nach § 33 Abs. 2 Satz 3 EStG ausdrücklich 
vom Abzug als außergewöhnliche Bela-
stungen ausgeschlossen sei, müsse dies 
erst recht für nicht ärztlich verordnete Le-
bensmittelmehrkosten gelten. Die Aufwen-
dungen seien zudem nicht zwangsläufig, 
weil sie nicht für therapeutische Maßnah-
men aufgrund einer ärztlichen Verordnung 
angefallen seien.
Finanzgericht Münster,
Urteil vom 19.02.2019 – 12 K 302/17 – 
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